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Unterrichtung 
durch den Bundesrat 

Gesetz zur Änderung des Betreuungsrechts sowie weiterer Vorschriften 
(Betreuungsrechtsänderungsgesetz - BtÄndG) 
- Drucksachen 13/7158, 13/10331 - 

hier: Anrufung des Vermittlungsausschusses 

Der Bundesrat hat in seiner 725. Sitzung am 8. Mai 
1998 beschlossen, zu dem vom Deutschen Bundestag 
am 3. April 1998 verabschiedeten Gesetz zu verlan-
gen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus folgenden Gründen 
einberufen wird: 

1. Zu Artikel 1 Nr. 8 (§ 1835a Satz 1, 4 BGB) 

Artikel 1 Nr. 8 ist wie folgt zu fassen: 

,8. Der bisherige § 1836a wird § 1835a und wie 
folgt geändert: 

a) In Satz 1 werden die Wörter „Zur Abgeltung 
geringfügiger Aufwendungen" durch die 
Wörter „Zur Abgeltung seines Anspruchs 
auf Aufwendungsersatz" ersetzt. 

b) Satz 4 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Ist der Mündel mittellos, so kann der Vor-
mund die Aufwandsentschädigung aus der 
Staatskasse verlangen. Der Anspruch auf 
Aufwandsentschädigung erlischt, wenn er 
nicht binnen drei Monaten nach Ablauf des 
Jahres, in dem der Anspruch entsteht, gel-
tend gemacht wird; die Geltendmachung 
des Anspruchs beim Vormundschaftsgericht 
gilt dabei auch als Geltendmachung gegen-
über dem Mündel. Dem Jugendamt oder 
einem Verein kann keine Aufwandsentschä-
digung gewährt werden. " ' 

Begründung 

Die Neufassung des Artikels 1 Nr. 8 bezweckt in-
haltlich folgende Änderungen des Gesetzesbe-
schlusses: 

a) Rückführung der Höhe der Aufwandspau-
schale auf die Maßgabe des Regierungsent-
wurfs; 

b) Ausschluß der Möglichkeit zur abweichenden 
Festlegung durch Landesrecht; 

c) Berücksichtigung von Unterhaltsansprüchen 
des Betreuten gegen den Betreuer bei der Prü-
fung der Mittellosigkeit vor Zahlung der Auf-
wandspauschale aus der Staatskasse. 

Zu a) 

Die Länder haben 1996 bereits Aufwandspauscha-
len in Höhe von insgesamt mindestens 45 Mio. 
DM gezahlt. 

Die im Gesetzesbeschluß enthaltene Anhebung 
der Pauschale auf 600 DM wird nicht nur eine 
Steigerung der bisher hierfür verzeichneten Aus-
gaben um bis zu 60 % verursachen. Sie wird zu-
dem einen Anreiz zur Anspruchstellung auch für 
viele Betreuer bieten, die bisher hiervon abgese-
hen haben. Die Erhöhung der Pauschale um 
225 DM dürfte über dera rtige „Mitnahmeeffekte" 
hinaus aber kaum einen wesentlichen Ansporn 
dafür bieten, daß ehrenamtliche Betreuungen erst-
mals oder zusätzlich übernommen werden. Die 
Folge ist die Fehlleitung erheblicher öffentlicher 
Mittel, die im Betreuungswesen an  anderer Stelle 
dringend benötigt werden. 

Zu b) 

Wird die Höhe der Aufwandspauschale nach Maß-
gabe des Regierungsentwurfs festgelegt, entfällt 
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ein Bedürfnis für abweichende landesrechtliche 
Regelungen. 

Zu c) 

Das Gesetz legt ausdrücklich fest, daß Unterhalts-
ansprüche als Einkommen gelten, welches der 
Betroffene bei der Prüfung seiner Mittellosigkeit 
einzusetzen hat (vgl. §§ 1836c Nr. 1 Satz 2, 1836 d 
Nr. 2 BGB). Es wäre auch nicht zu vertreten, in 
diesen Fällen die Betreuervergütung der Allge-
meinheit aufzubürden, obwohl konkret unterhalts-
pflichtige Angehörige hierfür einstehen könnten. 

Angesichts dieser klaren Grundsatzposition des 
Gesetzes ist es nicht konsequent, wenn für die 
Aufwandspauschale in § 1835 a Abs. 3 Halbsatz 2 
BGB i. d. F. des Gesetzesbeschlusses bestimmt 
wird, daß für die Feststellung der Mittellosigkeit 
Unterhaltsansprüche des Betroffenen gegen den 
Betreuer nicht zu berücksichtigen sind. 

Derzeit wird zwar die Aufwandspauschale von der 
Rechtsprechung überwiegend auch unterhalts-
pflichtigen Angehörigen zuerkannt (vgl. BayObLG, 
FamRZ 1996, 247 m. w. Nachw.; BGH, FamRZ 
1996, 1545). Jedoch erscheint es unbeschadet der 
rechtsdogmatischen Begründung hierfür fragwür-
dig, daß die mit der Pauschale abzugeltenden Auf-
wendungen - die häufig unter dem tatsächlich ge-
zahlten Betrag von derzeit 375 DM jährlich liegen 
dürften - von unterhaltsrechtlich leistungsfähigen 
Betreuern nicht selbst im Rahmen der Familien-
solidarität verkraftet werden sollten, sondern auf 
die Staatskasse und damit die Allgemeinheit ab-
gewälzt werden dürfen. Für den einzelnen stellt 
sich dieser Betrag zudem als relativ geringfügig 
dar. Insgesamt kann er aber die öffentlichen Haus-
halte in ganz erheblichem Umfang belasten. Un-
beschadet der Frage, inwieweit die Pauschale in 
der Praxis tatsächlich von den anspruchsberech-
tigten Familienangehörigen in Anspruch genom-
men wird, müssen die Länderhaushalte jedenfalls 
von entsprechenden Ausgaberisiken entlastet 
werden. 

Die Besorgnis, daß damit das Potential ehrenamt-
licher Betreuer wesentlich geschmälert werden 
könnte, erscheint nicht begründet. Es ist wohl nur 
in seltenen Ausnahmefällen anzunehmen, daß lei-
stungsfähige Familienangehörige die Übernahme 
der Betreuung etwa für einen Elternteil ablehnen, 
weil ihnen die Pauschale versagt werde. Hinzu 
kommt, daß sie bei konsequenter Beurteilung der 
Mittellosigkeit unter Einbeziehung von Unterhalts-
ansprüchen ohnehin damit rechnen müßten, we-
sentlich höhere Vergütungsansprüche von Berufs-
betreuern erfüllen zu müssen. 

Auch ist nicht zu erwarten, daß die Gerichte zu-
sätzlich durch Prüfung konkreter Unterhaltspflich-
ten wesentlich belastet werden. Zum einen dürfte 
bei ausdrücklicher gesetzlicher Versagung des 
Anspruchs gegenüber leistungsfähigen unter-
haltspflichtigen Betreuern ohnehin nur ein Bruch-
teil der Betreffenden überhaupt Anträge stellen. 
Im übrigen ist durch die Höhe der unterhalts-
rechtlichen Selbstbehalte gegenüber volljährigen 

Unterhaltsberechtigten sichergestellt, daß sich die 
Leistungsfähigkeit in der Mehrzahl der Fälle rela-
tiv einfach feststellen läßt und jedenfalls bei Wie-
derholungsanträgen zumeist nur noch eine kur-
sorische Prüfung erfordern dürfte. 

2. Zu Artikel 2 Nr. 1 (§ 56g Abs. 1 FGG) 

In Artikel 2 Nr. 1 ist § 56 g Abs. 1 wie folgt zu 
fassen: 

„(1) Das Vormundschaftsgericht setzt durch 
gerichtlichen Beschluß fest, wenn der Vormund, 
Gegenvormund oder Mündel die gerichtliche 
Festsetzung beantragt oder das Gericht sie für an-
gemessen hält: 

1. Vorschuß, Ersatz von Aufwendungen, Auf-
wandsentschädigung, soweit der Vormund 
oder Gegenvormund sie aus der Staatskasse 
verlangen kann (§ 1835 Abs. 4, § 1835a Satz 4 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs) oder ihm nicht 
die Vermögenssorge übertragen wurde; 

2. eine dem Vormund oder Gegenvormund zu be-
willigende Vergütung oder Abschlagszahlung 
(§§ 1836, 1836a des Bürgerlichen Gesetzbuchs) 
oder die Zahlung eines als Vergütung zugebil-
ligten festen Geldbetrags (§ 1836b Satz 1 Nr. 1 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs). 

Mit der Festsetzung bestimmt das Gericht Höhe 
und Zeitpunkt der Zahlungen, die der Mündel an 
die Staatskasse nach den §§ 1836c, 1836e des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs zu leisten hat. Es kann 
die Zahlungen gesondert festsetzen, wenn dies 
zweckmäßig ist. Erfolgt keine Festsetzung nach 
Satz 1 und richten sich die in Satz 1 bezeichneten 
Ansprüche gegen die Staatskasse, gelten die Vor-
schriften über das Verfahren bei der Entschädi-
gung von Zeugen hinsichtlich ihrer baren Aus-
lagen sinngemäß." 

Als F o l g e ist in Artikel 2 Nr. 1 § 56 g wie folgt zu 
ändern: 

a) In Absatz 4 Satz 1 ist die Angabe „Satz 1 Nr. 2, 
Satz 2 und 3" zu streichen. 

b) In Absatz 5 Satz 1 sind die Wörter „nach den 
Absätzen 1 bis 3" durch die Wörter „nach Ab-
satz 1 Satz 1 bis 3 und den Absätzen 2 und 3" 
zu ersetzen. 

c) In Absatz 6 ist die Angabe „Nr. 2" zu streichen. 

Begründung 

Der Gesetzesbeschluß schreibt vor, daß künftig 
sämtliche Ansprüche von Vormündern bzw. sonsti-
gen Betreuungspersonen durch gerichtlichen Be-
schluß festzusetzen sind. Eine Festsetzung ist je-
doch nur dann erforderlich, wenn sich die Ansprü-
che gegen das Vermögen des Betroffenen richten, 
wenn Streit besteht oder im Wege des neugeschaf-
fenen Rückgriffs gegen den Betroffenen auf die 
Staatskasse übergegangene Ansprüche geltend 
gemacht werden sollen. In den übrigen Fällen, in 
denen sich Ansprüche gegen die Staatskasse rich-
ten, sollte die im geltenden Recht eröffnete Mög- 
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lichkeit der Festsetzung durch den Urkundsbeam-
ten erhalten bleiben, da der Aufwand geringer ist. 
Deshalb wird vorgeschlagen, Absatz 1 Satz 1 der 
Vorschrift in Anlehnung an § 16 Abs. 1 Satz 1 
ZSEG zu formulieren und im übrigen die bewäh rte 
Verweisung des geltenden Rechts auf die Vor-
schriften über die Zeugenentschädigung beizu-
behalten. Dies ermöglicht insbesondere auch in 
Fällen einfach gelagerter Vergütungsanträge ge-
gen die Staatskasse nach Vorprüfung durch den 
Rechtspfleger eine Zuweisung an den Urkundsbe-
amten zur antragsgemäßen Auszahlung, wodurch 
erheblicher Verwaltungsaufwand bei den Gerich-
ten - einschließlich der Beteiligung des Vertreters 
der Staatskasse - eingespart wird. 

Hat der Vormund bzw. der ihm nach § 1908i Abs. 1 
BGB gleichgestellte Betreuer nicht die Vermö-
genssorge, kann er seinen Anspruch auf Ausla-
genersatz nicht durch Entnahme aus dem Vermö-
gen des Betroffenen befriedigen. Nachdem § 56 g 
Abs. 1 für diesen Fall keine Festsetzung durch das 
Vormundschaftsgericht vorsieht, könnte der Vor-
mund bzw. Betreuer im Streitfall einen Titel nur 
durch Klage vor dem Zivilgericht erwirken. Dies 
wäre aber für die Betreuungsperson kaum zumut-
bar; zudem würde es häufig eine Erweiterung des 
Aufgabenkreises eines etwa schon bestellten wei-
teren Betreuers oder die Bestellung eines Ergän-
zungsbetreuers erfordern und damit insgesamt die 
Justiz durch vermeidbare Verfahren belasten. Die 
aufgezeigte gesetzliche Lücke sollte deshalb 
durch Ergänzung der Vorschrift in Satz 1 Nr. 1 da-
hin gehend geschlossen werden, daß eine Festset-
zung von Aufwendungsersatz durch Gerichts-
beschluß auch dann zulässig ist, wenn der Be-
treuungsperson nicht die Vermögenssorge zusteht. 

3. Zu Artikel 2 a (§ 1 Abs. 4 BVormVG) 

In Artikel 2 a ist § 1 Abs. 4 zu streichen. 

Begründung 

§ 1 Abs. 4 BVormVG i. d. F. des Gesetzesbeschlus-
ses gewährt zwar etwas Flexibilität bei der Ver-
gütungsbemessung, dies gerade auch in den Fäl-
len, in denen die für Vereinsbetreuungen gezahlte 
Vergütungen bisher mit dazu beigetragen hat, die 
auf die Gewinnung und Schulung ehrenamtlicher 
Betreue rinnen und Betreuer gerichtete „Quer-
schnittsarbeit" der Betreuungsvereine zu ermög-
lichen. 

Entscheidend aber ist: Betreuung muß vor Ort 
erfolgen und finanziert werden können. Regional 
unterschiedliche Pauschalsätze können zum 
Wohnsitzwechsel Betreuter oder zur regionalen 
Unterversorgung mit Betreuern führen. Ein hier-

gegen gerichteter „Wettbewerb knapper Kassen" 
dient auf keinen Fall der notwendigen Kosten-
dämpfung im Betreuungsrecht. 

4. Zu Artikel 5 (Inkrafttreten) 

Artikel 5 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 5 

Inkrafttreten 

(1) Artikel 1 a, 1 b, 2a § 2 und Artikel 3 § 5 treten 
am 1. Juli 1998 in Kraft. 

(2) Im übrigen tritt dieses Gesetz am 1. Januar 
1999 in  Kraft."  

Begründung 

Das von Artikel 5 in der Fassung des Gesetzesbe-
schlusses vorgesehene Inkrafttreten des Gesetzes 
am 1. Juli 1998 stellt alle an der Umsetzung des 
neuen Betreuungsrechts Beteiligten vor kaum lös-
bare Probleme. 

Die Gerichte werden gleichzeitig mit Inkrafttre-
ten des Kindschaftsrechtsreformgesetzes, des Bei-
standschaftsgesetzes, des Eheschließungsrechts-
gesetzes und des Kindesunterhaltsgesetzes mit 
einer weiteren tiefgreifenden Neuregelung kon-
frontiert. Die Landesregierungen und Länderpar-
lamente werden bis zum 1. Juli 1998 nicht in der 
Lage sein, die notwendigen Vollzugsschritte ein-
zuleiten und notwendiges Landesrecht zu schaf-
fen. Auch die von der Änderung des Vergütungs-
rechts besonders betroffenen Berufsbetreuerin-
nen, Berufsbetreuer und Betreuungsvereine benö-
tigen einen Vorbereitungszeitraum, um sich auf 
die neuen Rahmenbedingungen ihrer Tätigkeit 
einzustellen. Kaum zumutbar für diesen Kreis 
dürfte schließlich sein, nach Erlaß etwaigen Lan-
desrechts sich binnen Jahresfrist ein weiteres 
Mal auf veränderte Bedingungen einstellen zu 
müssen. 

Eine Verlegung des Inkrafttretens auf den 1. Ja-
nuar 1999 wird die Problematik zwar nicht voll-
ständig lösen, kann aber dazu beitragen, sie auf 
ein für alle Beteiligten zumutbares Maß zu redu-
zieren. Ausgenommen hiervon - mit der Folge 
eines Inkrafttretens bereits zum 1. Juli 1998 - blei-
ben die in Artikel 1 a, 1 b und 3 § 5 vorgesehenen 
und nicht unmittelbar mit dem Betreuungsrecht 
zusammenhängenden Rechtsänderungen sowie 
die in Artikel 2 a § 2 enthaltenen „Öffnungsklau-
seln" zugunsten des Landesrechts. Das vorzeitige 
Inkrafttreten dieser in § 2 des Berufsvormünder-
vergütungsgesetzes enthaltenen Vorschriften wird 
dem Landesgesetzgeber rechtlich einwandfreie 
Schritte bereits vor dem 1. Januar 1999 ermög-
lichen. 




